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Wadiscke Ackerbau- und
Gewerbeschulen im ©stcn

Bon Dipl .-Jng . Mauritius . Eydtkuhnen, z . Zt . Karlsruhe
I .

Der Landtag beschäftigte sich dieser Tage mit dem Problem
einer Ostsiedelung des Überschusses an badischen Landes -
kindern.

Bekannt ist, daß das Reich für fünf Jahre jährlich 50
Millionen zur Verfügung stellt. Weniger bekannt dürftedie Tatsache sein, daß die mit der Durchführung der Sied¬
lung betrauten staatlichen Siedlungsgesellschaften von dem
Siedler den Nachweis von 9««« bis 10000 M . verlangen .
Wer hat dies? Praktisch ist damit die Sredlsing als wesent¬
liche Erleichterung der volkswirtschaftlichen, bevölkerungspo¬
litischen und sonstigen Nöte einfach totgelaufen .

Soll die Ostwanderung badischer Landeskinder Wirklichkeitwerden, so ist zweierlei erforderlich :
1 . Es mutz in Ostpreußen » welches wohl in erster Linie in

Frage kommt, eine nur von Baden abhängige Stelle geschaf¬fen werden , welche die Siedlung praktisch mit privater Ini¬tiative durchführt . Badische Landeskinder müssen siei der
Durchführung badischer Ostsiedelungen Verdienst ftnden .2. Es mutz in Baden die finanzielle Organisation in Form
einer Siedlungsbank geschaffen werden , als Mitglied der
dom Reich für die Siedlung gegebenen Kredite und zur
Heranziehung aller in Baden an der Ostsiedlung interessier¬en Kreisen . In den Arbeitsbereich dieser Bank wären auch
tsie Fragen der Auswanderung aufzunehmen .

Bei der Lösung der Frage , wie die Ostwanderung badischerLandeskinder vor sich gehen soll ist meines Erachtens dreier¬
lei zu berücksichsigen :

1 . Nur wenige Anwärter werden im besten Falle einige
Tausend Mark aufbringen . Diese Leute sind die stillen Ar¬
beitslosen , welche beim Vater oder Bruder noch in der Wirt¬
schaft mithelfen .

2 . Die meisten Anwärter werden kaum einen Pfennig
haben, sondern nur ihre Arbeitskraft . Diese fallen am ehe¬
sten oder liegen bereits der Erwersislosenfürsorge zur Last.8 . Erfahrungsgemätz ist die Umsiedlung älterer Personenund ihre Eingewöhnung (Klima ? l ) schwieriger als die jün¬
gerer Personen .

Die bevölkerungspolitische Aufgabe des Staates ist nichtnur denjenigen, welche Geld haben, zu helfen , sondern vorallem mutz demjenigen Teil des Volkes geholfen werden,welcher nur wenige Spargroschen aufbringh , welcher oberarbeiten und sparen will, um ein Ziel wie eine Wohn - oder
Wirtschaftsheimstätte zu erreichen . Viel wird über die Ar -
beitsoienstpflicht geschrieben . Ich bezweifle, datz sie je Ge-
fetz wird . Einfach, weil die Entente es nie gestatten wird .WaS wir machen können, ohne jede Gesetzesänderung ist die
Ausübung einer freiwilligen Arbeitsdienstpflicht .Das Ziel ist hierbei nicht die Förderung staatlichen Eigen¬tums . sondern das Ziel hierbei ist die Förderung der Besitz ,
bildnng für den Besitzlosen die Schaffung von Besitz für die
Besitzlosen.

Der einzelne bekommt hierbei genau , wie es bei der Ar-
beitsdienstpfliicht gedacht ist, während mehrerer Jahre - nur
Verpflegung , Arbeitskleidung und Taschengeld.Die sehr einfachen Möglichkeiten zur praktischen Durch¬führung ergeben sich in dem Augenblick , in welchem man
sich darüber im klaren ist, datz es sich nicht nur um rein
landwirtschaftliche Siedlung handelt , sondern datz die Aus¬
führungsbestimmungen über die Verwendung der jährlich50 Millionen ausdrücklich auch Handwerkerfiedlungen vor¬
sehen.

Unter Berücksichtigungdes oben Gesagten , erscheint es mirrichtig, im Osten selbst kombinierten Ackerbau, Gartenbauund Gewerbeschulen einzuttchten . Hierzu würden sich diebei der Durchführung der Siedlung sowieso überflüffig wer .denden reichlichen Gebäude der großen Güter eignen .Das Prinzip derartiger Schulen ist einfach. Die Kombi¬nation von Ackerbau und Gewerbeschule ermöglicht es , die
gesamten zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte , einerlei , ob
sie nun ein Gewerbe lernen oder Ackerbau, so einzuteilen ,datz in der kurzen, nur wenige Monate dauernden Vegeta .tionSperiode das menschenmögliche aus dem Boden durch in .tensive Bearbeitung herausgeholt wird . Dadurch wird eS
möglich sein, die Ernährung der Schüler in Naturasicher zu stellen. Zn den Wintermonaten — in Ostpreußenfinb beinahe acht Monate Winter — ist die theoretische undK ische Ausbildung neben den geringen laufendenlandwirt¬lichen Arbeiten durchzuführen . Alle >m Zusammenhangmit der Siedlung und den bäuerlichen Bedürfnissen stehen¬den Gewerbe sind in der Schule zu lehren . Hierbei wird
sich eine weitere Naturalergänzung in Kleidung usw . fürdie Schule ergeben.

In der sonst üblichen Ausbildung von Lehrlingen überneh¬men die Eltern die Verpflegung . In der Ackerbau- und Ge¬werbeschule mutz sich der Lehrling in den Sommermonatenseine Verpflegung selbst erarbeiten . Die Ausbildungszeitwird deshalb ein oder zwei Jahre länger dauern müssen.Der Ertrag der vom Lehrling geleisteten Arbeit dient auchheute dazu, die Kosten seiner Ausbildung durch seinen Mei¬ster zu decken . Darüber hinaus bekommt der Lehrling nurmehr ein Taschengeld.
Aus dieser kurzen Betrachtung geht hervor , datz derartige

»Kombinierte Ackerbau -, Gartenbau - und Gewerbeschulen "
bei richtiger Leitung (private Initiative ? ! ) in der Lage seinmüssen, sich im Betriebe , ungeachtet die einmalige Einrich¬tung , selbst zu erhallen . Der Rückhalt am Staate ist natür¬
lich erforderlich,

Um sich selbst ernähren zu können, müssen die Schulen in
gewissem Sinne nicht nur Schule, sondern gewerblicher Un¬ternehmer sein. Im einzelnen Handwerk ist dies die übliche

Form , datz der Meister Lehrer und Unternehmer ist. Warumsoll dieses Jahrhunderte alte Prinzip nicht in der Zusam¬
menfassung einer Ackerbau -- und Gewerbeschule möglich sein ?
. Für den gewerblichen Unternehmer ist die Hauptsache , datzfeine Arbeit bezahlt oder finanziert wird.

Die Aufgabe der genannten Schulen als Unternehmer ist,den Aufbau der Siedlungen praktisch durchzufühoen . Fen¬ster und Türen usw . werden im Lehrgang der Schule hand¬
werksmäßig angefertigt (Wmter ) . Die praktischeArbeit «vmAuf¬bau 'der Siedlungen wird truppweise mit den Arbeitskräftender 'Schule durchgeführt, in all den Zeiten , in denen es die
landwirtschaftlichen Arbeiten gestatten . Finden diese Arbeitenin der weiteren Umgebung der Schule statt , so sind ine Leute
entsprechend underzubringen . Da die Bevölkerungsdichte in
Masuren an einzelnen Stellen des flachen Landes (Städte ab¬
gerechnet), kaum zehn Köpfe auf den Qudratkilometer beträgt ,so ist der Ausbau von Äedlungen , ohne die Heranziehungfremder , nicht ortsansässiger Arbeiter ja überhaupt nicht mög¬lich.

Die Finanzievung der zur Durchführung >deS Äusbaus der
Siedlung erforderlichen Arbeit und des Materials ist in den
Richtlinien zur Verwendung 'der vom Reich gegebenen — undvon Baden auch mit aufgebrachten — 50 Millionen feftgelegt.Daher ist es selbstverständlich, datz beim Aufbau 'der geplantenmehreren Badischen Dörfer auch weitgehendst badische Arbeits¬kräfte Verwendung finden müssen . Di« Schwierigkeit , dieseArbeitskräfte nicht nur während mehrerer Monate , sonderndas ganze Jahr beschäftigen und ernähren zu können, ist durchdie Kombination der Ackerbau - und Gewerbeschulen zu lösen.Er bietet aber vor allem auch die Möglichkeit, den Minder¬bemittelten uüd Unbemittelten zu helfen. Ich bezweifle es ,daß sich 600 bis 800 badische Bauern ftnden werden , welche9000 Mark Anzahlung ausbringen . Keine 20 werden es sein.Der badische Staat aber kann nicht das Risiko übernehmen ,6000 oder 8000 Mark zuzugeben, gewissermaßen auf dritte
Schornsteinhypothek, um einigen Wenigen zu helfen . Daraufkommt die augenblickliche Situation " "ch mehr oder wenigerhinaus , wenn das ganze Siedlung . , .'iiramrn nicht auf demPapier bleiben soll. Es bleibt also nur die geschilderte frei¬willige Arbeitspflicht. Wer über den nackten Lebensunterhaltarbeitet , hat eine größere bargeldlose Anzahlung aus seinerArbeitskraft heraus geleistet. Dies stellt i» sich eine Auswahldes Menschenmaterial » dar . Wenn ich eingangs von Jugend¬lichen sprach, so sind damit ebenso Burschen von' 14 bis 17
Jcchven gemeint , 'welche den ganzen Lehrgang der Schule
durchznmachen hätten , darüber hinaus vielleicht noch andere
Praxis Nachweisen müßten , bevor ihnen zu einer Siedlungverhelfen wird . Dazu kämen ältere , schon gelernte Burschen,welche nur ein bis zwei Fahre sich in die besonderen klima¬
tischen , Vogetations - und sonstigen Verhältnisse einleben
müssen.

Das allmähliche Wachsen badischer Dörfer aus der Schuteheraus , in ihrer näheren ' und weiteren Umgebung, bietet die
beste Gewähr ? daß sich die Einzelnen kennen und wohl füh¬len . Störenfriede , die es immer gibt, kennt man und kann
sie schon bei der Ansiedlung auf eine Außenstelle setzen .Der Ausbau der Ackerbau - und Gewerbeschule gibt aber —und hierauf sei besonders hingewiesen — die Möglichkeit,auch dem Landwirtschaftlichen Siedler eine solche technischeAusbildung zu geben, daß er in den langen Wintermonatenin irgend einer Hausindustrie seine Arbeitskraft verwendenkann.

Nvchmals: Ob man den vorstehend vorgeschlayenen Weggehen will oder nicht . Die Ostwanderung badischer Landes¬finder erfordert eine eigene badische Stelle im Osten, welchedie Sache praktisch in die Hand nimmt , sonst wird sie bei demdeutschen Partikulrismus und -den bekannten Widerständender Siedlung , nie Wirklichkeit . Auch den Minder - und Unbe¬mittelten mutz diese Existenzgründmig im Osten ermöglichtwerden. Auch die badischen Arbeitskräfte müssen am Aufbaupraktisch Mitarbeiten können .Die Finanzieru -ngsmöglichkeit des vorstehenden Planes liegtzu 90 bis 96 Prozent in den Richtlinien des Reiches zurDurchführung der Siedlung mit den jährlich zu gebenden50 Millionen begründet . Äe ergänzenden Mittel wären , wie
schon erwähnt , durch eine badische Siedlungsbank aufzubvin -
gen. deren Ausgabe es wäre, unter Rückendeckung des Staa¬tes alle staatlichen, kommunalen «nd privaten Interessentenorganisatorisch mst privater Initiative znsammenzufaffen .Dem Aufbau dieser Organisation soll «in zweiter Artikel ge¬widmet werden.

Der Stand der deutsch-französische« Handels -
vertr«gsv - rhau- luttge «

Wie aus Bettln gemeldet wrtt», sind Pressemeldungen überden Abschlutz der deutsch-französischen HandolSvertragsver -
handlungen verfrüht . TS wird noch über den Umfang des
deutschen Weinkonttngents und über die französische Gegen¬leistung 'Vevhandell . Die Verhandlungen , die über die Umge¬staltung des Handelsprovisorinms vom 1. Apttl ab gefühttwerden , sind, wie bereits berichtet, veranlaßt worden durch die
Forderung der Franzosen , den französischen Wein ab 1. April ,also schon vor Abschluß des endgültigen Handelsvertrages , zu
berücksichtigen . Deutscherseits werden als Gegenleistung Kon¬
tingente für weitere Jndustrieprodukte verlangt , über deren
Festsetzung noch nichts vettautet . Die beiden Wirtschaftsdele¬gationen beraten über die Höhe des den Franzosen zu ge¬währenden Kontingents . Erst Ende dieser Woche dürste eS
möglich sein, sich ein klares Bild über den Gang der Berhand »
langen zu machen . WaS das zu unterzeichnende Protokollbetttsft , in dem die Grundlagen für die Verhandlungen überden endgültigen Handelsvertrag inedevgelegt find, so wird dieUnterzeichnung dieses .Protokolls durch den französischen Au¬ßenminister und den französischen HandelSmimster erwartet .Bi» jetzt ist die» nicht erfolgt.

Politische Neuigkeiten
Genf vor dem Auswärtige » AusschußDer Auswärtige Ausschuß des Reichstages trat heute , Don?nerStag vormittag unter dem Vorsitz des Abg . Wallraff (Du .)und unter Teilnahme fast sämtlicher Ausschutzmitglieder undzahlreicher Vertreter der Reichsbehörden zu der Ätzung zu¬sammen , in -der über die allgememe politische Lage und ins¬besondere die Genfer Verhandlungen beraten wird . VomReichskabinett war nur der Reichsautzenminister Dr . Strefe »mann anwesend , da zugleich eine Kabinettssitzung stattfand .Der Reichsautzenminister war von dem Staatssekretär Dr .Schubett und Ministerialdirektor Dr . Gaus begleitet. De.Stresemann leitete die Verhandlungen mit seinen Ausfüh¬rungen über Genf und die politische Lage ein.

*
Di « autzenpolitisch« Debatte cm Reichsplrnnm . Die fürMontag in Aussicht genommene Beratung des auswärttgenEtats cm Plenum scheint für diesen Tag wieder zweifelhaftgeworden zu sein, falls der Außenminister anderweitig mAnspruch genommen werden sollte . In diesem Falle wirdvoraussichtlich .der Postetat am Montag beraten werden.

„ Deutschland kau« zahlen"
Fn einem Brief an den Rektor der P einoetcm-Universitätführt -der amerikanische Schatzsekvetär Mellon auS : Eine Na¬tion , di« ihre eigenen gerechten Forderungen preisgcbt, ver¬dient schwerlich die Achtung anderer Länder. Dir Anullie «rung oer Schulden würde nicht- von selbst der Unbeliebtheitein Ende machen, die den Bereinigte« Staaten gegenüberin Europa besteht. Mellon betont, die ftemden Ländern ge¬leisteten Vorschüsse feien unstreitig Darlehen und nicht Bei¬träge für die Alliierten . Während die Alliierten ihre Liefe¬rungen in Amerika auf Kredit kauften, hätten die Vereinig¬ten Staaten , ihre Lieferungen von Frankreich «nd -dem Briti¬schen Reich „für Hrmderte von Millionen " bar bezahlt . AmSchLuß seines Briefes wendet sich Mellon gegen die Behaupt¬ungen , datz die Bedingungen der Schutdenrogelaongen be¬freundeten Ländern aus zwei Generationen eine ungeheureSteuerlast auferlege . Dre an die 'Bereinigten Staaten be¬zahlten -Summen würden durch die Zahlungen, die die Mächtevon Deutschland eintreiben , mehr als gedeckt werden.Reuter bemerkt zu dieser Erklärung : Man ist im britischenSchatzamt der Ansicht, datz damit die Frage der Haltung deramerikanischen Regierung bezüglich eines Abweichens von ihrerSchulden fnadjeruagspolitik endgültig erledigt ist.

Die Finanzlage des Reichs
Im Reichstag fand Mittwoch nachmittag zwischen de»Reichskanzler und dem Reichsfinanzminister und Vertreternder Regierungspatteien eine Besprechung über die Finauz -«nd Staatslage statt . ES handelt sich nicht um eine außer¬ordentliche Beratung , sondern um eine solche, wie sie regel¬mäßig gegen den Abschluß der neuen Etatberatung stattzu¬finden pflegt . Durch die bisherigen Beschlüsse und Antrag «der Ausschüsse werden etwa 750 Millionen Mehrausgabe «entstehen, darunter sind 250 Millionen M ., die von dem Fi¬nanzminister für die unterstützende Erwerbslosenfürsorge zu-

Ssagt sind, für die aber keine Deckung vorhanden ist . De-lüffe wurden noch nicht gefaßt . Die Besprechungen wer¬den noch fortgesetzt werden und erst vor Abschlutz der drittenEtatberatung zur Entscheidung führen .
Blättermeldungen zufolgL handelt es sich um durch sozial»S che Forderungen entstandene Mehrausgaben , so um dt«ung der Invalidenrenten , über die kürzlich im sozial¬politischen Ausschuß keine Einigung erzielt wurde. Weiterwurde die Regelung des Wohnungsgeldes für Beamte , di«

Entschädigung für Liquidationsgeschädigte, die Erhöhung ^ derKriegsbeschädcgtenrenten und eine Reihe weiterer sozialpolt-tischer Angelegenheiten besprochen . Ob eS möglich sein wird»eine Regelung zu finden, die einerseits die Erfüllung der so»
zialpolittschen Wünsche ermöglicht, anderseits den Ausgleichzwischen Einnahmen und Ausgaben im Etat sicherstellt , läßtsich z. Zt . noch nicht übersehen.

Die „Tägl . Rundsch." teilt mst, datz bei den Beratungendie Notwendigkest betont wurde, nur das Alleraotwendigft«an Mehrausgaben zu bewilligen. Mst dem Überschuß au»dem Jahre 1926 von vielleicht 200 Millionen M . allein seiendie Mehraufwendungen nicht auszugleichen. Wenn voneiner Erhöhung der Umsatzsteuer um % Proz . gesprochenwerde, so handle es sich dabei sicher nicht um einen ernst z»
nehmenden Vorschlag, sondern nur um einen in die Debat «

Gedanken. Es wurde auch davon gesprochen , daß

durch eine Erhöhung der Portotarife wieder wettmache«könne. Diese Erwägungen seien allerdings nur unverbind¬
liche Anregungen .

Die « rrgarbeiterinteruatiomtle . In Berlin trat am Mist-
woch im Gebäude des Preußischen Landtages das Komiteeder Bergarbeiterinternattonale zu einer Sitzung zusamm-men . Vertreten waren Deutschland, Großbritannien , Frank¬reich. Belgien , Österreich, die Tschechoslowakei, Holland und
Polen . Man befaßte sich hauptsächlich mit dem englische »
Kohlenarbeiterstreik . Hierbei wurde die Frage aufgeworfen ,ob die Stellung von Hodges während des Streiks und ferner¬hin die Übernahme einer Mitgliedschittt im englischen Elek¬
trizitätsrat mit seiner Stellung als Sekretär des Interna¬tionalen Bergarbeiterverbandes vereinbar sei . Diese Frag «wurde zur wetteren Erörterung einem Unterausschuß über¬
wiesen, der nach Abschlutz seiner Untersuchungen dem Ex«»
kuttvkomitee Bericht zu erstatten hat.

*
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DeMsrver Neicvsrag
- WTB . Berlin , 16. März .

Die Etatsberatung wird mit der zweiten Lesung
des HauShattS des Reichsministeriums skr Ernährung

und Landwirtschaft
fortgesetzt.

Den Bericht des Ausschusses erstattet Abg . Dietrich-Baden
(Dvm . ) .

Hierauf hielt Reichsminister für Ernährung und Landwirt¬
schaft Schiele seine Etatsrede . Die gegenwärtige Versor¬
gungslage , insbesondere hinsichtlich des Brotgetreides gibt
zu Besorgnissen keinen Anlaß . Angesichts der auf der deut¬
schen Wirtschaft ruhenden Lasten sei aber die Stärkung der
landwirtschaftlichen Produktion eine Lebensfrage gerade fürdie städtische Bevölkerung und die Zukunft der deutschen In¬
dustrie . Der agrarische Zollschutz sei nicht als ein Bene-
fizium für die Landwirtschaft zu betrachten, sondern als eine
Srcherungsmaßnahme für die zukünftige Ernährung und die
Existenz der städtischen Verbraucher . Der Weg zur Nah-
rungsfteiheit werde uns auch aus der Arbeitskrise führen .
In das von ihm geforderte soziale Agrarprogramm schloß der
Minister die innere Kolonisation durch Siedlung ein. .Der Ausschuß beantragt , die Summe zur Förderung der
landwirtschaftlichen Erzeugung und Unterstützung wissen¬
schaftlicher und ähnlicher allgemeiner Bestrebungen in der
Landwirtschaft von 1,95 auf 2,5 Millionen , die Beihilfen zur
bäuerlichen Wirtschaftsberatung und zur Einrichtung von
Versuchsringen von 1.9 auf 2 Millionen und die Ausgaben
zur Bekämpfung von Schädlingen von 600000 auf 800 OM
Mark zu erhöhen. Neu eingefugt sollen werden : 6M M0
M . für einen Versuchssischdampfer mit Kühlanlage und 5
Millionen für Zwecke der Kinderspeisung . Die einmalig vonder Regierung angeforderte Million für Mustertypen land¬
wirtschaftlicher Maschinen soll in den außerordentlichen
Haushalt übernommen werden.

Abg . Schmidt-Köpenik (Soz . ) : Die Preisschere habe sich '
zugunsten der Landwirtschaft geschlossen. Die Notschilderungder Landwirtschaft muß man als Bluff bezeichnen . Bei den
Genossenschaften des Reichslandbundes find seit der Stabili¬
sierung in 14 Fällen nicht weniger als 3 % Millionen Ver¬
luste zu verzeichnen, darunter direkte Unterschlagungen,
traurig sind die Wohnverhältnisie auf dem Lande. Dabei
hat die Landwirtschaft durch die Preissteigerung der wichtig¬sten Getreidesorten eine erhebliche Mehreinnahme erzielt .

Abg . Thomsen (Dntl . ) betont : In den Ausschüffen habendie Sozialdemokraten die Not der Landwirtschaft anerkannt .Der Redner hofft, daß zoll - und handelspolitisch künftig die
deutsche Landwirtschaft gegen übermächtige Konkurrenz ge.
schützt werde. Wir verstehen nicht , daß die Regierung sichbei den Verhandlungen mit Frankreich das wichtigste Kom-
pensationsobjekt der Weinzölle vorzeitig aus der Hand neh¬men ließ . — Wir erwarten , daß unsere Unterhändler auf
Erhöhung der Mehlzölle bestehen. Wir erwarten , daß die
Zuckerzollerhöhung endlich Wirklichkeit wird.

Abg . Dr. Perlinus (Ztr .) . Die Nahrungs Mitteleinfuhr sei
sehr bedenklich . Die Schuld an dem Rückgang der Landwirt -
scha

' ' • ' ~ ' - •
km !
schaft sei der Zwangswirtschaft beizumessen. Wolle man die

rdwirtschaftliche Produktion wieder steigern, so bedürfe sie
llschutzes. — Der Redner spricht die Befürchtung aus ,

Provisorium mit Frankreich wieder oen deutschen
Der Redner spricht die Be ng aus .des Zolls

daß das
Gemüsebau schädigen Werde7 Polens Agrarkonkurrenz sei
außerordentlich gefährlich. Von grundlegender Bedeutungwerde die Melioration sein . Notwendig seien mindestens86 Millionen für ein Programm von einigen Jahren . Der
Bauernstand mache Dreiviertel der deutschen . Landwirt¬
schaft aus .

Abg . Hrpp (D . Vpt. ) . Die Anschaffung von Maschinen seinur möglich , wenn ein ausreichender Zollschutz die Rentabili¬
tät deS maschinellen Betriebes gewährleiste. Die Landwirt¬
schaft bekenne sich zur Sozialpolitik . Nur müsse sie tragbar
sein . Die Landwirtschaft werde um so größere Soziallasten
tragen können, je besser sie durch Zölle geschützt werde. Zoll¬
schutz verbessere auch die Handelsbilanz durch Verminderung
der Lebensmitteleinfuhr . Der Redner verlangt systematische
Senkung der Hypothekenzinsen.

Abg . HSrnle (Komm.) erklärt , Minister Schiel« habe nur
das Programm des Landbundes vorgetragen .

Abg . Dietrich-Baden (Dem .) kritisiert Re Bedingungen der
Hpothekenbanken, die das Bürgerliche Gesetzbuch außer Kraft
Etzten und den Eindruck hervorriefen , als ob die Bauern

uter unsolide Existenzen wären . Die Rentenbankkreditan¬
stalt solle sich überlegen , ob sie Hypotheken nicht direkt den
Bauern oder ihren Genossenschaften geben könne. Ein Skan¬
dal seien die Roggenrentenbriefe . Der damit belastete
Schuldner werde auf die Dauer mit Sicherheit ruiniert .
Bekämpft hätten die Demokraten vor allem die Jndustrie -
hochschutzzölle. Der Redner wünscht eine Statistik darüber ,wieviel Steuern die Großgrundbesitzer bezahlen und wievieldie Bauern und tritt für eine Vereinfachung der Steuerge .
setze ein.

Abg . Kerschbaum (Bayer . Bauernbnüd ) unterstreicht die
Anschauung, daß der Bauernstand das Fundament des Staa¬
tes sei . Trotzdem sei er bei den Handelsvertragsverhand¬
lungen stets zu kurz gekommen. Deutschland werde mit
stemden Lebensmitteln überschwemmt, <wähtze>nd JndustriezAle
gleichzeitig dem Bauern alle Bedarfsgegenstände verteuerten .

Abg . Diernreiter (Bayer . Vp.i . Besonderes Interesse ver.diene die Flachskultur . Der Redner empfiehlt einen gemein¬
samen Antrag , der für diesen besonderen Zweck 250 OM M.
anfordert .

Abg . Weidenhöfer (Völk.) erklärt , schwere Besorgniffe müsse
seit den genfer Verhandlungen die Landwirffchaft wegen des
künftigen deutsch -polnischen Handelsvertrages hegen.

Abg . Schuhmann (Soz . ) fordert offene Grenzen für das
Deutsche Reich . Es sei niemals ohne Ledensmitteleinfuhren
ansgekommen und brauche sie heute noch um so mehr . Der
Redner beantragt schließlich, den Roggen vom 31 . Februarbis zum 31 . Juni o. I . zollfrei zu lassen. Ferner begründeter eine Interpellation , die Auskunft verlangt über das Ge-
schäftsgebahren der Getreidehandelsgesellschaft über die ihrdom Reiche gegebenen Kredite und über die Tätigkeit . deS
Reichskommiffars hinsichtlich der Roggenverbilligung .

Abg . Graf zu Eulenburg (Dn .) begründet eine gemeinsame
Interpellation der Koalitionsparteien die darauf , hinweist,daß große Ländereien , namentlich des Kleingrundbesitzes,
noch keine Drainage und keine Vorflut besäßen und Mn >
lehen für diese Arbeiten verlangt .

Fortsetzung der Etatberatung : Donnerstag .
Der Reichstag beabsichtigt, am 8. April in die Osterferienzu gehen, und am 2. oder 3 . Mai die Beratungen wiederauf -zunehmeu . Da am 20. Mai die Sozialdemokratische ParteiPar ^ rtag in Kiel beginnt , wird der Reichstag zu diesemZeilMrnkt sen« Beratungen abbrechen müssen. Meldungen ,daß der Renntag dann schon bis zum November in die Som -

Auskunft parlamentarischer Kreiseda wogen der noch schwebenden Verhandlungen überverschiedene kompblzwrte Gesetzesmaterien nicht abnü^ ben istwelche Gefttze noch vor den SommerfertenerleWw ^ -aaussen . Wenn auch «im längere Sommerpause für nicht un-wahrscheinlich gehalten wird, so wird doch in maßgebendenKreisen mit einer Junitagung von ungefähr drei Wochengerechnet ,u

Huö den Veicbstsgsausscdüssen
Tm SteueranSschuß des Reichstages

führte bei der am Mittwoch fortgesetzten Debatte znm Fi¬
nanzausgleich Abg. Fischer (Dem . ) weiter aus : Wer eine
Katastrophe vermeiden wolle , müsse die Gesamtlasten dadurch
beschränken , daß die Einnahmen vermindert werden . Den
Anfang müsse man also mit Steuersenkung machen. Daßman das nicht tue , sei eben die Abkehr von der ReinholdschenPolitik . Der Redner berechnet die Ersparnisse der Länderund Gemeinden infolge WegfallenS der Erwerbslosenunter¬
stützung auf 360 Millionen . Wie könne der Finanzministerda die Garantie auf 2,6 Milliarden erhöhen und die Bier¬
steueranteile vermehren ? Eine Änderung sei zum mindesteneine Verfaffungsän ^derung . • Der Redner verlangt eine festeSumme für die Zuweisungen von etwa bis zu 2,5 Milliar¬den oder wenigstens eine Herabsetzung der Garantie auf 2,4Milliarden . Im Herbst 1928 vor den Wahlen werde kein
Reichstag mehr einen endgültigen Finanzausgleich sertig-
ftellen. Darum dürfe das Provisorium nur auf ein Jahr
gelten.

Staatssekretär Dr. Popitz erklärt , das Rechnungsjahr 1926
haße eine Erwerbslosenfürsorgebelastung von 1,3 Milliarden
gebracht, davon 5M Millionen Beiträge der Arbeitgeber , Ar¬
beitnehmer usw., 670 Millionen Lasten der öffentlichen Kör¬
perschaften und 40 Millionen Krisenfürsorge . Davon hät .ten die Gemeinden 150, die Länder 250, das Reich 270 Mil¬lionen aufgebracht . Falls die Beträge in diesem Jahre die
gleichen wären wie im Vorjahre , würde den Ländern undGemeinden eine Last von 4M Millionen abgenommen wer¬
den . Die Biersteuerverteilung halte der Staatssekretär nichtfür sirie Verfassungsänderung .

Der Haushaltsausschuh de» Reichstages
bewilligte am Mittwoch verschiedene Etatspositionen für denAusbau der Binnenwasserstraßen in Norddeutfchland.

Reichsverkehrsminister De Koch setzt die Lasten der Reichs¬
bahn durch die Daweslasten auseinander . Unter dem Druckder öffentlichen Meinung habe der Geist sich gewandelt und
heute könne man der Reichsbahn bezeugen, daß sie sich nichtmehr auf den reinen Rechtsstandpunkt des Eiseribvhngesetzes
S
telle , sondern Wünsche und Beschwerden zu erledigen ver-
uche. Das Ergebnis der Reichsbahn wäre nicht so ausgefal¬len wie es der Fall ist, wenn der englische Bergarbeiterstreik

nicht gewesen wäre . Die Rationalisierung : Es werde ver-B , die Härte dev Rationalisierung möglichst zu mildern,
) Gewährung beträchtlicher Überggngsgelder . Die Be¬

sprechungen über die Arbeitszeiineuregelung mit den Arbeit¬
nehmervertretern sind noch nicht abgeschlossen . Das Arbeits -
^
mtnotgesetz werde darin auch eine gesetzliche » Grundlage

Staatssekretär Gutbrod teilt mit , daß zur Elektrifizierungder Reichsbahnen zunächst 70> Millionen bereitgestellt werden.— Ein Projekt , das im ganzen etwa 2M Millionen erfor¬dern werde. Dann werde unter Verwertung der Wasser¬
kräfte Süddeutschlands die Elektrifizierung der Bahnen wei¬
tergeführt , zunächst der Linie München—Regeusburg , Mün¬
chen—Kufstein.

Angenommen wurde eine sozialdemokratische Entschlie¬ßung , auf die Hauptverwaltung der Reichsbahn einzuwirken-
datz die Reichsbahn ihre Verpflichtungen gegen die Pensio¬näre der Reichsbahnarbeiterpensionskasse durch Übernahmedes Fehlbetrages erfüllt und die Pensionäre die vor 1926
pensioniert worden sind, nicht weniger alS die nach dem
13. September 1925 pensionierten erhalten ,

Bor dem Fall Shanghais ?
Es wird von weiteren Fortschritten der Kantontruppen imGebiet von Nanking berichtet. Londoner Blätter melden aus

Shanghai , daß Soldaten Tschang-Tschung-Tschangs währendder letzten beiden Tage ungefähr 50 Fluhbote , Dschungelnund Pontons beschlagnahmt haben , die nach Wusung , 14
Meilen nördlich von Shanghai , beordert worden sind. Man
nehme an , daß dies eine vorbereitende Maßnahme zur Räu¬
mung von Shanghai sei . In Nordchina kämpfen Truppen
Tschang-Tfo-Lins gegen Wu -Pei -Fu .

*
WTB . Shanghai , 17. März . (Reuter .) (Tel .) Wie gemel¬det wird , verhandeln der Führer der Schantungtruppen , Ge¬

neral Pischutfchen, und der Oberbefehlshaber der Kantonar¬
mee , Tfchangkaischek , über die Möglichkeit eines Abkommens,durch das den Nationalisten die sriüiliche Besetzung der Stadt
Shanghai ermöglicht werden soll .

Die Agitation unter den Arbeitern nimmt immer mehr zu.Bon der Bewegung find 20 0M Arbeiter der Spinnereien be¬
troffen . Das letzte Opftr dar Terroristen wurde die Gattin
deS chinesischen Inspektors der Straßenbahnen , die in ihrer
Wohnung durch Revolverschüsse getötet wurde . Die Mörder
find entkommen.

Lord virkenhead gegen Sowjrtrutzland . Der Staatssekre¬tär für Indien , Lord Birkenhead, griff in einer in London
gehaltenen Rede Sowietrutzland und die britischen Kommuni¬
sten wiederum an nno sagte, eS gebe in Großbritannien eine
Menge wahnwitziger Menschen, me dafür seien, daß man fich
Meuchelmörder zum Vorbild nehme, die unschuldige Prinzes¬
sinnen ermordet , britisches Eigentum in ganz Rußland ge¬
stohlen und beinahe die Niederlage der Mnerten im Welt¬
kriege herbeigeführt hätten .

Die Schleifung der Festung Koblenz. In der nächsten Z« t
wird mit der Schleifung ider rechtsrheinischen Befestigungs -
Werke bei Koblenz begonnen . Die alte Feste Ehrrnbreitstein
blvibt dabei erhalten , dagegen werden die fte umgebenden
kleineren Befestigungen wie das Fort Pleitenberg , oie Arz-
heimer Schanze , das Werk Asterftein, das Kernwerk und t»:s
Horchheimer Tor abgebrochen. Im Zusammenhang damit be¬
müht sich der Reichskommissar, di« Aufhebung der Rayonbe -
-schränkungen zu erreichen.

Irurze Nscbrlcbten
Diplomatenempfünge bei Dr . Streseman «. Wie die „Voss.

Z .
" zu melden weiß, hat der ReichSminifter des Äußern , Dr .

Stresemann , am Mittwoch Besprechungen mit dem russischen
Botschafter, dem Botschafter Italiens und dem polnischen Ge¬
sandten gehabt. In Berliner diplomatischen Kreisen sdll man
nach dem genannten Blatt insbesondere den Unterredungenmit dem russischen und dem italienischen Botschafter eine über
die normalen Empfänge hinausgehende Bedeutung beimeffen.

Trauerfall in der Familie des ReichSwehrminiftrrS. Inder vergangenen Nacht starb in Augsburg an den Folgeneiner schweren Grippeerkrankung der jüngste Sohn deS
ReichswehrunnisterS Dr . Getzler, der damit seinen letzten
Sohn verloren hat . Der Älteste der beiden Söhne erlag be¬
reits im Jahre 1924 einem Herzschlage . Die Beisetzung des
Verstorbenen wird in Lindenberg (Allgäu ) erfolgen .

Di« Stärke der Regierungsparteien in Pen Ausschüsseu .
Infolge der Auflösung der völkischen Reichstagsfraktiou ver¬
fügen in mehreren ReichsiagsauSschüffen, in denen bisherdas Verhältnis der Regierungsparteien zur Opposition 14 : 14 '
betrug , nunmehr die Regierungsparteien über " 16 und dieOpposition über 13 Stimmen .

DaS dänisch « Königspaar ist heute , Donnerstag vormittag »von Paris kommend, in Berlin eingetroffen .
Zur K»»k»rda1Ssrasr in Preuße «. Im Preußischen Landtagerklärte am Mittwoch Kultusminister Becker zur Konkordats -

ftage , daß fich auch heute noch und bis auf weiteres alle Er¬
wägungen und Verhandlungen in dieser Sache im Stadiumder Prüfung befinden . Die Behauptung verschiedener Zei¬tungen , der Abschluß des Konkordats stehe unmittelbar be¬vor, sei daher unrichtig.

Aus dem Amt entfernt . Das preußische Staatsministe¬rium hat laut „B . T ." den Grrisswalder Professor Bahlen
zum Verlust seines Amtes verurteilt . Bahlen , der Mathe¬matiker ist und vom Mai bis Dezember 1924 der national¬
sozialistischen Fraktion des Reichstages angehörte , hatte als
Üniverfitätsprofessor die auf dem Universitätsgebäude auf¬gezogene schwarz -rot -goldene Fahne niederholen lassen.

Verurteilung « egen Spionage . In Stuttgart wurde der
Kaufmann Severin aus Mainz wegen versuchten Verrats
militärischer Geheimnisse zu einem Jahr acht Monaten
Zuchthaus und zu fünf Jahren Ehrverlust verurteilt .

Tschitscherin in Frankreich. Den Pariser Blättern zufolgeist eine Reise Tschitscherins nach dem Süden Frankreichs be¬
schlossene Sache. Er werde bei seinem Aufenthalt in Parisauch eine Unterredung mit Briand haben.

Drohender Generalstreik in Lodz. Falls die Einigungsver -
Handlungen im Lodzer Textilarbeiterftreik zu keinem Ergebnisführen , wird morgen früh im Lodzer Bezirk der Generalstreikbeginnnen .

Badischer Teil
Vadiscber Landtag

BcrfaffungSausfchuß
In seiner Sitzung am Mittwoch beschäftigte sich der Ber .

faffungsausfchuß mit zwei Gesuchen der Wirtschaftl . Vereini ,
gung der Unternehmerverbände einerseits und der Gemeinde,verbände und Kreise andererseits . Die Gemeindeverbände
und Kreise wollen die .Schaffung eines Ausschusses , der in
Ausführung des 8 20 Abs . 1 der badischen Verfassung vor
Erlassung von Gesetzen zu hören sei . Der Ausschuß soll auchdas Recht bekommen, persönlich im zuständigen Landlags¬
ausschuß bei Beratung der Gesetze zu Wort zu kommen.—Der Gesetzentwurf der Wirtschaftlichen Vereinigung der Un¬
ternehmerverbände verlangt die Schaffung eines Landes -
wirtschaftsrates mit weitgehenden Befugnissen.

Die Regierung nimmt einen ablehnenden Standpunkt ein.Me Forderung der Wirtschaftsverbände entbehre jeder ver¬
fassungsrechtlichen Unterliage, dem Verlangen der Kreise auf
entsprechende Anhörung gemäß § 20 der Verfassung sei durchdie bisherige Praxis bereits mehr wie entsprochen.Der Berichterstatter , Abg . Dr. Föhr (Ztr .) stellt sich auf den
Standpunkt , daß dem Verlangen der Wirtschafsverbände
wohl nicht entsprochen werden könne , daß dagegen den For¬
derungen der Gemeindeverbände manches Berechtigte anhafteund HM ein gewisses Entgegenkommen angebracht sei. Im
Hinblick auf Art . 165 der Reichsverfassung, der die Erricht -
tung von Bezirkswirtschaftsräten fordert , könne inden auchdas Gesuch der Wirtschastsverbände der Regierung als Mate¬
rial zur Kenntnisnahme überwiesen werden.

Über die Materie entspann sich eine eingehende Diskussion.Der Redner der Sozialdemokratie nahm einen absolut ableh¬nenden Standpunkt ein . Auch das Zentrum sprach sich gegeneine offene oder verschleierte Verfassungsänderung aus ..Das , Verlangen der Gemeindeverbände verdiene eine wohl¬wollende Prüfung . Me Wünsche der Wirtschaftsvertreter
sollten nicht abgelehnt , aber doch zurückgestellt werden , bisdas Reich die Frage der Bezirkswirtschaftsräte geklärt habe.Ein anderer Zentrumsredner wendet sich gegen jeden Ver¬
such, wieder eine Erste Kammer zu schaffen . Me Bürger¬liche Vereinigung begrüßt beide Anträge . Allerdings sei dev

^Vorschlag der Wirtschastsverbände noch zu einseitig . Div
Mutsche Volkspartei tritt gleichfalls für eine Berücksichtigung,der Forderungen der Wirtschaftsverbände ein . Dem Ver .
langen der Gemeindeverbände fei sie gewillit , entgegenzu¬kommen. Der Redner der Demokraten hält den Weg, dendie Gemeindeverbände Vorschlägen , für unrichtig . Der vonden Wirffchaftsverbänden vorgeschlagene Weg wäre besser.Es empfehle sich, ein Organ zu schaffen , in welcher Vertre¬ter der verschiedensten wirtschaftlichenInteressen Gelegenheithätten , zu den Wirtschaftsfragen Stellung zu nehmen unddie Gegensätze auszugkichen . — Eine Erste Kammer sei da¬mit nicht beabsichtigt.

Me Regierungsvertreter wenden sich gegen beide vorge¬schlagenen Gesetzentwürfe, da damit Fragen ausgeworftn lwürden , die zu den schwersten politischen Kämpfe » führen ,müßten . Sie würden auch zu einer Einschränkung de»
Grundgedankens der badischen . Verfassung führen . Die Ver¬
fassung kenne kein Bfitwirkungs -, sondern nur ein Anhö»
rnngsrecht der Gemeindevertreter . Dem würde schon bisherloyal entsprochen. Ob man die bisherigen Gemeindeverbände
gesetzlich festlegen solle, sei ftaglich.

Wegen der Wichtigkeit und Ungeklärheit der Frage wurde
schließlich beschlossen, erst durch die Fraktionen Stellung neh¬men zu lassen und dann , voraussichtlich am Freitag , die Ver¬
handlungen im Versassüngsausschuß weiterzusühren . — Ein «
Forderung der Sozialdemokraten geht dahin , daß zu den
Weiterberatungen das Gesamtkabinett zugezoge» werde.

Badische Jngendlotterie
Die badischen Jugendverbände veröffentlichen folgendenAufruf : „ Zum erstenmal hat sich die gesamte badische Ju¬gend, gleich welcher Richtung und Eigenart zur Durchfüh¬

rung der größten bisher in Baden vorgekommenen Waren -
lotterie zusammengefunden , uut neue Mittel für das Jugend -
herbergswerk und zur Schaffung weiterer Jugendheime auf¬
zubringen . Me Jugendherbergen dicnem dem jungen Bo»
auf großen Wanderfahrten und bieten diesem eine billige,geordnete und reinliche Unterkunft . In den Jugendheimen
findet voü allem die schulpflichtige Jugend Ferien - und Er .
holungsaufenthalt . Sie wird damit aus der wirtschaftlichenund seelischen Rot der Großstädte in Wald- und Bergfreiheitgeführt , wo unter Spiel und Sang Herz und Gemüt tiefeEindrücke entgegennehmen . Die Durchführung der „Badi¬
schen Jugendlotterie " erfordert nun die Mitarbeit aller
Freunde und Erzieher der Jugend . Me an der Lotterie be¬
teiligten Organisationen und Verbände wenden sich hiermit
an das badische Volk mit der herzlichen Bitte um Mitarbeit
an der großen Aufgabe . Mr (erfolg der JUgendlotteri «
wird ein Segen für die Volksgemeinschaft bedeuten , und
die Jugend wird allen Mitarbeitern Dankbarkeit entgegen¬
bringen . Jede Mitarbeit ist willkommen und herzlichst er¬
wünscht."

Kerlen an de« höheren Schule«
Di« Pfingstferien und di« großen Somurerferien 1927 an

den höheren Schulen sind, >oi« folgt festgesetzt :
Pftngstserien vom 4 . Juni 1927 bis 11 . Juni 1907 ( einschl . ),

Souwiterftrien vom 31 . Jutt 1907 bis 10. September 1981
(- '»schl ).



Für die Gemeindc-Gekränstesteuern
Der Badische Städtrvrrband und der Badische Städtebund

haben 'die Regierung die"
Badischen , ReichSkägsabgeordncten

bringend gebeten , bei den zur Zejt ^schwebenden Verhandlungenüber die Zwischenregelüflg - es Finanzausgle -ichs für die Auf-
rrchterbaltung der Grmrinde-Getränkesteuern nachdrücklichst
einzutreten. Zur Begründung haben die. ,Verbände — wie sie
Mitteilen — im einzelnen folgendes dar gelegt:

„Den Ausführungen des preußischen Fjn-anzministers Ur.
Hoepker-Aschofs bei den Beratungen des Steuerausschussesdes Reichstages am 14. d. M . über die Bedeutung der ört¬
lichen Getränkesteuern und die Notwendigkeit ihrer Beibe¬
haltung muß vollinhaltlich beigetreten werden . Die Ge¬
tränkesteuern spielen heute tatsächlich in den Etats aller grö¬
ßeren Städte eine ganz erhebliche Rolle. Beispielsweise »stin dem Haushaltsplan der Stadt Mannheim das Aufkommen
der Getränkesteuern im Rechnungsjahr 1825 mit 1050 000
RM. und im Rechnungsjahr 1826 mit 1100 000 RM . einge¬
stellt , in dem Haushaltsplan -der Stadt Karlsruhe im Jahve
1825 mit 530 000 RM . und im Jahre 1826 mit 625000 RM.
In Freiburg i. Br . ergab die Getränk esteuer im Rechnungs»
jahr 1826 einen Ertrag von 286 000 RM .

'
, im Rechnungsjahr

1826 von voraussichtlich 265 000 RM . In diesen Städten bil¬
det das Aufkommen der Getränkesteuerungefähr 18 Proz. des
Erträgnisses aller Einkünfte aus öffentlichen Abgaben . Ein
Ausfall dieses Steueraufkommens hätte in Freiburg eine
Erhöhung der Umlage von 6 bis 7 Pfg ., in Karlsruhe sogar
von 10 Pfennigen zur Folge. Ähnlich liegen die Verhältnissein -den anderen StÄüen . Der von Interessentenkreisenimmer
wieder voraebrachte Einwand, -daß di« Ertragssähigkeit der
Gemeinde -Getränkesteuer meist sehr gering sei, ist daher
durchaus unrichtig . Aus der Tatsache , daß in Landgemeinden
auf diese Steuer bisher weniger Wert gelegt wurde , läßt sich
jedenfalls für die Beurteilung der Ertragsfähigkeit nichts ge¬winnen. In Baden wie auch in den andern Ländern des Reichs
haben alle größerem -Städte von dem Rechte , eigene Getränke¬
steuern zu erheben , aus. zwingender Notwendigkeit Gebrauch
gemacht. Sie hätten dies sicherlich nicht getan, wenn der
Ausfall dieser Steuer, der im ganzen Reiche etwa 75 bis 180Millionen betragen würde, ohne Schwierigkeiten- aus anderen
Einnahmequellen ausgeglichen werden könnt« .

Daß die Getränkesteuer , wie gleichfalls immer wieder be¬
hauptet wird , «ine unrationelle Steuer -darstell« , ist längst
durch eingehende Erhebungen und sorgfältige Berechnungenwiderlegt. Die BerwaltungSkosten der Getränkesteuern be¬
tragen im Durchschnitt des Reiches nicht mehr als 2,5 Proz.deS Steueraufkommens. Bei dieser Berechnung sind die Ukl-
kosten des Kontrolldienstes berücksichtigt, der angeblich geradebei dieser Steuer besonders kostspielig sein soll .ES ist ebenso -durchaus unzutreffend, daß eine wirklich
gründliche Erfassung der Steuerobjekte unmöglich seß,weil eseinem großen Teil der -Verbraucher gelinge, sich der Steuer -
Pflicht zu entziehen . Die von den Gemeindeverwaltungen
aetrossenen Vorkehrungen ermöglichen eine nahezu voll¬
ständige Ausschüpfung dieser Steuerquelle . Wenn einmal ei¬nem Abgabepflichtigen -die Hinterziehung der Steuer gleich¬
wohl gelingt, so erkeidet die Steuermoral hierdurch ebenso¬wenig «ine Schädigung, wie durch die auch nicht immer ver¬
meidbare unvollständige Erfassung von steuerbarem Vermögenund Einkommen .

Weiterhin ist zu berücksichtigen, >dah diese Steuer sich kei -«rswegs unbillig auswirkt. Sie schädigt den Weinhandel unddie Brauereien durchaus nicht in dem Matze , wie es immer
behauptet wird. Die Steuer führt auch zu keiner Sonderbe-
kastung der Produzenten: -denn fie wird tatsächlich nicht von
diesen , sondern von den- Konsumenten getragen, auf die man
fie restlos abwälzt. Und letzter« trifft die Steuer in Anbe¬
tracht ihres geringen, auf kleinere Mengen entfallenden Be¬
trages durchaus nicht hart. Daß -die örüiche Steuer den Ver¬
brauchern keinen Anlaß zum Verzicht auf die fraglichen Ge¬tränke gibt , daß sie also keine Minderung des Konsums unddamit auch keine volkswirtschaftlich beachtliche Schädigungder Produktionszweigezu Folge hat, ergibt sich ohne weiteresaus der zunehmenden Steigerung des Steueraufkommens inden letztm Jahren als Folge des zunehmenden Verbrauchs.Eine Bevorzugung der Getränkeindustrie , insbesondere der denHaupteil -der Steuer ausbringenden Brauindustrie, durch eineBeseitigung der Steuer wäre aber überhaupt nur vertretbar,wenn eine solche Maßnahme durch die allgemein« Lage diesesGewerbes -geboten -wäre , was aber -wohl kaum behauptet wer¬den kann. Denn -di« Brauindustrie mit ihren Dividendenerg-eb-niffen steht heut« an -der Spitze aller deutschen Wirtschafts¬zweige. Ein Wegfall der Steuer würde lediglich die Rente 5e8der Alkoholerzeu -gung dienenden Kapitals erhöhen , nicht aber

zu einer Verbilligung der -Konsumpreise führen.Wenn man erblich das Anschwellen der städtischen Für-
sorgrlasten aus mehr als das Fünffache gegenüber der Vor¬
kriegszeit -im Auge behält und ferner berücksichtigt, daß un¬
gefähr 20 bis 30 Prezent aller ArmenauSgaben auf die Folge¬
erscheinungen der Trunksucht zurückzuführen sind , so müßte«ine Aushebung der Gelränkesteuer als den wirklichen Volks¬
interessen widersprechend geradezu unverständlich erscheinen .Es könnte in weiten Bevölkerungsschichten sicherlich nichtverstanden werden , wenn der Reichstag den Einflüssen der
Interessentenkreise nachgebend die Gemeinden zwingenwürde , auf dies« Steuerquelle vom 1. April 1827 ab zu ver¬zichten, und den Ausfall -durch eine Erhöhung sonstiger Steu¬ern, insbesondere der Grund- und Gewerbesteuer auszuglei -
chen . Dies umsoweniger in einen» Zeitpunkte , da von allenSeiten auf die Notwendigkeit einer '.Senkung -der Realsteuern
hingewiesen wird. Währe »»d die Geme-iude -Getränkesteuer
leicht getragen werden konri-t«, und nur von demjenigen be¬
zahlt wurde , der fich den Luxus alkoholischer Getränke lei¬sten konnte und wollte, würde eine weitere Mehrbelastung des
Liegenschafts - u . Betriebsvermögens a-utzerordentl . schwer emp -
ftinden werden / da viele Steuerträger heute schon nahezuan der Greuze ihrer Leistungsfähigkeit «»»gelangt find . Tie
Aufhebung der Gemeindegetränkesteuerund Verweis-»»ng derGemeinden auf die Realsteuern -ist daher auch vom Stand¬punkt einer zweckmäßigen Verteilung der steuerlichen Lastenin keiner Weise zu rechtfertigen -.Für die süddeutschen Städte , die von altersher den Ver¬brauch alkoholischer Getränke selbständig besteuert haben , ka»»nim übrigen eine zudem noch tuizureichende vorübergehendeEntschädigung aus Reichsmittrlu, wie fie den Zeitungsnach¬richten zufolg« in Höhe von 20 Millionen für 1887 und von10 Millfimen für 1888 geplant ist, keinen genügenden Ersatzfür den Verlust dieses Steuerrechts bilden. Ein Wegfall derKemettide -Geträrftesteuer müht« daher notwendigerweise zuErsatzforderungen der Gerlle-mden bei dem Finanzausgleichinnerhalb der Länder führen.

Aus allen diesen Gründen wird daher nochrnals aus das
dringendste gebeten , die Gemeinde-Getränkesteuer weiterhinansrecht zu erhalten.

"

Tagungen
Die badische » Bezrrtsobstbanverkine, die der Bad. Land»

wirtschastskammer angeschloffen sind und gegenwärtig nahe.' » 20 000 Mitglieder zählen, halten in Heidelberg in den
tewersamm-

z>> 2
»ag«
hum_

n vom 8.— 11. April ihre diesjährige Vertret
ig ab.

Der Südwestdentsche Kanalvereiir zur Reichs-
wafierstratzenpolit »

Veranlaßt durch die in letzter Zeit von verschiedenen Sei .ten erneut eiusetzenden Angriffe gegen die Wafserstrahen -
polittk des Reichs , fand am 4. März eine Sitzung des Bor.standes und großen Ausschusses des Südwestdeutschen Kanal¬vereins im Stuttgarter Rathaus statt . Geh: Baurat Profes¬sor vr » de Thierry gab — . wie uns geschrieben wird — alsberufener Kenner der - Verhältnisse einen Bericht über denStand der einschlägigen Verhandlungen der jüngsten Zeit.Dabei ging der Redner aus die für und gegen die Reichs -
wafserstratzenpolttik erschienenen Veröffentlichungen. des Nä¬
heren ein, besonders aus die Denkschriften des Reichsver¬kehrsministeriums und der Reichsbahngesellschast . Nebeneiner Reihe schon oft erörterter Gesichtspunkte hob er vorallen Dingen die zentralisierende Wirkung eines zweckmäßigausgebauten Waffrrstraßensystrms hervor, die der Zentrali¬sierung durch die Eisenbahn das förderliche Gleichgewichthalten kann. ' Es ist doch kennzeichnend, daß gerade in denLändern , in denen seither das Privateisenbahnshstem domi¬nierte, und dieses die Wasserstraßen lahmgelegt hat — wie es-vot allen Dingen in den Vereinigten Staaten der Fall war— gegenwärtig daran gegangen wird, den Ausbau der Was¬serstraßen aufs Entschiedenste zu fördern . So stehen die
Kanalsreunde auf dem Standpunkt , daß eine Verbindungzwischen Eisenbahn und Wasserstraße für ein gesundes Wirt¬
schaftsleben unerläßlich »st. Eine Monopolstellung der Eisen¬bahn darf niemals zugestanden werden , vor allen Dingennicht »m Hinblick auf den Dawesplan . Denn in dem Augen¬blick, in dem Deutschland nicht mehr in der Lage sein sollte»den auserlegten Lasten nachzukommen, wird das Ausland zu¬erst seine Hand auf die Reichsbahn legen.Die an den Bericht von Geh . Baurat de Thierry fich an.
schließende lebhafte Aussprache an der fich vor allen Dingenauch die Reichstagsabgeordnetien Bickes, Geck, Groß, Heuß,Keil und Wieland beteiligten, führte zur Annahme folgender
Entschließung :

„Vorstand und großer Ausschuß des SüdwestdeutschenKanalvereins fordern in dem Streit um die Wasserstraßen -
polittk des Reichs, daß wie bisher alle neuen Kanalplänevor ihrer Inangriffnahme einer scharfen Prüfung aufihre Wirtschaftlichkeit unterzogen werden , daß aber Wasser¬
straßen , die — wie der Neckarkanal — schon in der Aus¬
führung begriffen sind, und deren Wirtschaftlichkeit auchunter den heutigen Verhältnissen wiederholt nachgewiesen
ist , beschleunigt durchgeführt werden , damit fie sobald als
möglich dem deutschen Binnenschiffahrtsverkehr und der
deutschen Wirtschaft zur Verfügung gestellt werden können -
Im übrigen muß mit Entschiedenheft gefordert werden,daß an Stelle des viel beklagten Gegeneinanderwirkens von
Reichsbahn und , Binnenschiffahrt eine einheitliche Reichs-»erkehrspolitik unter wechselseitiger Ergänzung von Eisen¬bahn und Binnenschiffahrt durchgeführt wird.

"

Die Elektrifizierung der süddeutschen Ost-West-
liuie

Wie verlautet, wird fich der Verwaltungsrat der Deutschen
Reichsbahngesellschaft demnächst mit her Elektrifizierungs¬frage der Bahnstrecke München—Augsburg—Ulm—Stuttgart
befassen , (die über Pforzheim—Karlsruhe bis Kehl fortgesetztwerden soll ) . Aneiner Genehmigung der Mittel s-ei nicht zuzweifeln. Die nötigen Verwaltungsarbeiten die Organisa¬tion der Neubauböros, Vergebung der Arbeiten usw. würdenalsbald der Verwaltungsratssitzung folgen.

Schülerferlenkarten
An die Leiter und Lehrer sämtlicher unterstellten Schulenwird im Amtsblatt des Bad. Unterrichtsministeriums mitge¬teilt :
Die Benützer von Schülerfevienkarton müssen «inen von der

Gemeindebehörde oder der Schulleitung ausgestellten Perso¬nalausweis bei fich führen , den fie beim Lösen der Fahrkarteoder auf Verlangen dem Zugpersonal vorzuzeigen! haben .Da es mehrfach -voryekommen ist, daß die -Schüler nicht im
Besitz« des durch die Ersenbahirverkehrsordnuriy vorgeschriebe -
nen Personalausweises waren, wird ersucht, die Schüler, die
Schülerferienkortenbenützen, auf >die -Notwendigkeit ldes Per -
sonalausweifes nochmals aufmerksam zu machen .

DaS Urteil im Ofienbnrger Schwarzbrenner «
Prozeß

DZ . Offruburg, 16. März. In der Klagesache gegen Kauf¬mann Wilhelm Alich aus Magdeburg und Emil Wille aus
Magdeburg -wurde heute abend folgendes Urteil gefällt : Eswerden verurteilt der Angeklagte -Wilhelm Alich wegen Ver¬
gehens gegen das Branntwemmumopolgesetz in drei selbstän¬digen Handlungen »iud wegen Begünstigung in einem woite-
ren Falle zu einer Gesamtstrafe von 5 Monaten Gefängnisund zu vier Geldstrafen von 8000 Mark , 10000 Mark, 1000Mark und 500 Mark , im Falle der Unbeibringlichkeit zu Ge¬
fängnisstrafen von sechs Wochen, zwei Monaten, einer Wocheund drei Tagen, der Angeklagte Emil Wille, Kaufmann inMagdeburg wegen Vergehens gegen das Branntweinmonopol-gefetz in zwei selbständigen Handlungen Stelle der ver¬wirkten Gefängnisstrafe von einem Monat und zwei Monaten
zu Geldstrafen von 1000 Mark und 2000 Mark sowie zu zweiweiteren Geldstrafen von 2000 Mark und 4000 Mark, an derenStelle im Falle der Unbeibringlichkeit Gefängnisstrafen vondrei Wochen und einem Monat treten . Auf die Strafe des
Alich wird di« Untersuchungshaft in Höhe von neun Wochenangerechnet . Die -Angeklagten - haben die Kosten des Verfah¬rens zu tragen.

Schiedsspruch i« der Mannheimer Metall -
Industrie

DZ . Mannheim, 16. März. Der Schiedsspruch in der
Mannheimer Metallindustrie , der gestern abend gefälltwurde , sieht eine Erhöhung des bisherigen Ecklohnes von 75
auf 80 Pfg . bor. Die übrigen tariflichen Zeitlöhne erhöhen
fich »m bisherigen Aufstuftmgsmahstab . Akkordarbeiter er¬halten die gleiche Lohnerhöhung «» Gestalt eines Stunde nzu-
kchlages zum Akkordverdienst. Diese Neuregelung tritt mito«n 14. März in Kraft und er»digt mit der Lohnwoche , in
welche der 31 . März 1828 fällt. Sie verlängert sich still¬schweigend um je einen Monat, wenn fie nicht aus Monats¬ende, spätestens am 15. des Monats (erstmals am 15. März1828 auf 31 . März) gekündigt worden ist.

De* Direktor des ne« zu gründende « Steichs -
tabakSf- rkchnngsinstituts

Der Direktor des Deutschen Wirtschaftsdienstes in Berlin ,Or. Paul König, von Beruf Biologe, ist zum Direktor desneu zu gründenden ReichstabaksorschungsinstitutS in Forch-heim (Baden) ernannt worden . Das Jnstttut wird fich aus¬
schließlich der Lösung wissenschaftlicher Problem auf demGebiet der Tabakkultur , besonders der Erzeugung guterZigarrentabvksorten widmen . ;

Gemeinde-irundsMsu
Vom BürgerausschußEttlingen. Nachdem in der Bürgeraus«schuhfitzung das Pröjeft der Aufbauschule , welche im ehe«maligen Lehrerseminar untengebracht werden sollte , mit gro¬ßer Mehrheit abgelehnt wurde -wegen des so hohen gemeind¬lichen Zuschusses , hat nun das Unterrichtsministerium inso-sern «ine wetteres Entgegenkommen gezeigt , als es das ganzeEchub̂ ld der Stadtgemeinde zukommen lasten will, wodurchdie städtische Belastung ganz erheblich vermindert würde.Eme dementsprechende neue Vorlage wird den Bürgeraus«schuß in aller Kürz« abermals beschäftigen.35 Jahre Heil- und Pslegeanstalt Kork <A. Kehl). In die-sem Jahre kann die Heil- und Pfleg-eanstalt Kork für Epilep¬tiker auf eine 36jährige Geschichte zurückblicken . Die Anstaltwurde 1802 in -den Räumen >des alten Amlphauseö eröffnet.Bald »nachten sich umfangreiche Betriebserweiterungen nötig.Obwohl -die Gründung der Anstalt durch den EvangelischenVerein für innere Mffion erfolgt«, wurden in der AnstaltKranke ohne Unterschied der Konfession ausgenommen . Das

Aufnahmeverfahren regelt sich nach dem Äadischen Fürsorge¬gesetz und der Verordnung über die Erziehung und den Un¬
terricht »»icht vollsimnger Kinder . 200 Pfleglinge könnenin der Anstalt ausgenommen werden . Die -Anstalt steht jetztvor neuen großen sozialen Aufgaben . Sie strebt nach Er¬
weiterung der Beschäftigungsmöglichkeit ihrer Patienten ,außerdem macht sich auch für -die Angestellten und Schwesterndie Errichtung eines Erholungsheims und Feierabendhausesnotwendig, die angestrebt werden soll . Die Leitung des sozia¬len Werkes liegt in den Händen des Pfarrers Ziegler vonHugsiveier.

Wohnungsbau in Billingen. Der nächsten Bürgerausschutz -
fttzung wird eine finanziell sehr weittragend « Tagesordnungunterbreitet. Es solle»» genehinigt werden : Das StädtischeWohnungsbauprogramm mit einem Au-fwand von 600 000 M.,der Rathausumbau mit 220 000 M . , der Rückerwerb des seitKriegsbeginn unbenutzt dastehenden Rohbaues des Offiziers -
kafin-os von einer Harnburger Firma, die Pflasterung derNiedeve -nstratze und die BorbevAtung zur Pflasterung derdrei übrigen Hauptstraßen zum Kostenvoranschlag von 87 600Mark u»»d schließlich die Anlegung eines Ehvensriedhofes mit6800 Mark .

Der Bürgerausschuß Staufen bewilligte u . a . 1500 Markals BeitragÄeistung zur Elektrizitätsversorgungdes BützenS.Für die Entwässerung des StaÄsees uni) Verbesserung der
Stadtseeanlagen forderte der Gernomderat 1700 Mark an.Von dem Gesamtaufwand für die Stadtfeeverbesserung unddie Herstellung einer Ortsstraße von 8469 M. werden 1908 M.vom Arbeitsamt übernommen , während der Rest mtt 7560 M.-durch ein Anlehen beschafft werden soll . Annahme fandenwerter eine Vorlage betreffend die Errichtung einer fünftenKlaffe an der Bürgerschule , die Erhebung einer Wertzu-
»oachssteuer und eine Vorlage betreffend Anlauf von Alter-tümern aus Staufens Vergangenheit zu eirwm Gesamtkauf¬preis von 1800 Mark .

Der Bürgerausschuß Säckingen -beschloß einstimnrig das bis¬herige Realgymnasium zur Vollanstalt, ü. h. zu einem Real¬
gymnasium auszubauen . Weiter behandelte man die Fragsdes -Gaspreistarifs . Nach dem neuen Tarif sollen die ersten100 Kubikmeter Gas mit 25 Pfg . pro Kubikmeter, jeder wei¬tere Kubikmeter -unt 20 Pfg . bezahlt werden . Die Vorlagewurde von -sozialdemÄrattscher Seite und dom Zentrum u»ttder -Begründung abgelehnt, daß der GaSpreis allgemein her¬abzusetzen sei . Die Vorlage wurde darauf zurückgezogen unhsoll mi >der nächsten -Sitzung neu behandelt werden .

Aus der Lsndesbsuptstsdt
Schulfahrten zum Besuch des Landrstheatrrs . Schon seifdielen Jahren wird den zu Ostern zur Entlassung kommend

-den Schülern -der -hiesigen Volksschulen eine Er-innerungs«feier für diesen -wichtigen Lebensabschnitt durch eine Vor«
stellung im Landest-Heater bereitet . Der dieses Jahr ersttncttSunternommen Versuch der Dheaterleitung, diese schöne Übungauf auswärtig « Kommunikanten und Konfirmanden vor»Schulen aller Art auszudehnen, hatte den erfreulichen Er»

g
j, -daß sich über 700 Teilnehmer aus den Orten Bevghau »
- Durmersheim , Ettlingen, Gaggenau , Gochsheim , Hör-
, Iffezheim , Jöhlingen, Linkenheim, Niederbühl , Rastatt,Reichen -bach, Söllingen , Steinmauern , gemeldet haben . Die¬

sen Schülern »vind nun am kommenden Samstag , den 18.März b. I . , nachmittags 3 Uhr eine Aufführung von Schil¬lers „Verschwörung -des Fiesko zu Genua" zu besonders bü«lig-en Preisen geboten . Die auswärtigen -Schüler »verden bei
dieser Gelegenheit, soweft es hie Zeit gestattet , auch die übri¬
gen Kunstansta-lten und Sehenswürdigkeiten tStadtgarteerusw.) -besuchen . Dank der freundlichen Aufnahnie und För¬derung -der von der Theaterleitung gegebenen Anregungwerden dieses Jahr zum ersten Male auch viele auswärtig»
Schüler zur Erinnerung an den Abschluß ihrer Schulbildungeine -Vorstellung im Landestheater genießen können, die ih¬nen umso tiefer im Gedächtnis hasten wird , als sie sonst Wohlim allgemeinen den -Besuch des Theaters der Landeshaupt -
stadt fast ganz entbehren müssen. Auch gegenüber diesemTeil der Jugend seine hohen Aufgaben erfüllen zu können ,bereitet -dem Landestheater eine ganz besondere Freude und
bestärkt es in -der Hoffnung, damit eine noch weiter aus¬
baufähige Einrichtung geschaffen zu haben.

Karlsruher Ausstellung für Frirdhofkunst. In der groheirAusstellung für Friedhoftunst, -die im Mai ersttna-ls in Karls¬
ruhe in -den Ausstellungsräumen des Landesgewerbeamtesgeze-igp- wird, kommt neben -der modernen Grabkunst auchdie antike zur Geltung. Durch die Mttvirkung der archäolo -
gischen Institute Freiburg und Heidelberg , sowie des kunsthi¬storischen Instituts der Techriischcü Hochschule Karlsruhe »streiches Anschauungsmaterial an Plänen, Photos u. Modellen
gewonnen »vorden . Die schlichten , einfachen Totenehrungender altchristlichen Zeit und die orientalische alte Friedhofknnst
find besonders geeignet, -den Sinn ftir eine würdige künstle¬
rische Gestaltung -der Grabmäler zu wecken . Gleich andereu
Vereinigungen wird die Gruppe Südwest der Doutsche-n Ge¬
sellschaft für Gartenkunst e . V ., Sitz Stuttgart, während ^der
Friedhoskunstaiisstellungin Karlsruhe eine gemeinsame -sit -
zu^g mtt der Gruppe Hessen-Rassau in der badischen Landes -
haüptstoHt alchalten .

Ein Stndentenhaus in Karlsruhe . Die Stadt hat mit dem
Karlsruher Skudeutendienst e. B . einen Vertrag abgeschlossen
wegen Gewährung eines Darlehcms von 100 000 M . für denBau eines Stu -dentenhauses. Beim Bürgerausschuß wird be-
anttagt , diesen Betrag aus Anlehensmitteln zu nehmen .

Tödlicher Motvrradnnfaü. Mittwoch Abend -wollte ein ver »>heirateter , hier wohnhafter . 5Sjähriger Ingenieur auf de«
Durmcrsheimerlandstraße mtt seinem Motorrad ein Lastautoüberholen. Das Lastauto bog plötzlich nach links in die nachForchheim führende Straße ein . Der Radfahrer wollt« nachlrnkö ausbirgen und dem Auto noch Vorfahren, stieß aber amdas linke Vorderrad des Autvs, wurde samt seinem Motorraüiin das nebenliegen-de Feld geschle»»dert »md auf der Slellesaeiötet.
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Karlsruher Bühne ntee. Der dritte Tag deS Bunten Büh -
nen -Tees der Karlsruher Ortsgruppe der BüHnengenoffen-

S t im Warenhaus Dtetz stand den Heiden ersten in nichts
Wiederum lohnte «in zahlreich erschienenes Publikum

die Mühe der Künstler . Manche der Darbietungen dom er¬
sten Dag mutzte« wiederholt werden, vor allem die Darbie -
tmigen des Balletts , das — Edith Biel«seid und Anni Heu¬
ser an der Spitze — so herrlich wie am ersten Dag sich prä¬
sentierte . Die Lteder, die Frau v . Ernst , Frl . Wied, Frl .
Strack, Herr Strack und Herr Bogel da »boten, hielten das an
den Tagen zuvor erreichte musikalische Niveau . Dazu ge¬
sellte sich Frl . Element '« ansprechende Rezitation , zu der sie
»hre feenhafte Erscheinung als Zutat fügte , Herrn Prüter 'S
ausgezeichnete RezitationSmunmer und die warmen Worte
Hern Kienscherfs. Der Sftmmung im Höverkreis nach zu
-urteilen , schien dasselbe Gefühl von Dankbarkeit dort zu herr¬
schen, das die darbietenden Angehörigen des Landestheaters
aus hen drei Tagen herzlicher Gastfreundschaft für das Wa¬
renhaus Dietz Mitnahmen .

Weiternachrichtendienst der Badischen Landeswetterwarte
Karlsruhe . Die Hochdruckwettevlage hielt bei ans noch an . 'Das
Aufkommen südlicher Winde stellt weitere Erwärmung in
Aussicht. Die Nachtfrostgefahr in der Ebene besteht noch
weiter . Wetterausstchtrn für 18. März : wärmer , ziemlich
heiler und trocken mit Nachtftostgefahr.

Rrurze Macdricbten aus Kaden
DZ . Pforzheim , 16. März . Über eine Erderschütterung , die

in der hiesigen Gegend wahrgenommen worden war , wird dem
Anzeiger aus dem benachbarten Tiefenbron » geschrieben : Zwi¬
schen 1 .15 und 1 .20 Uhr in der Nacht zum Sonntag kam ein
Getöse durch mein Haus von oben bis unten wie das Anlau¬
fen eines Motors , daS sich schnell zum stampfenden Getöse
steigerle. Dasselbe Geräusch wiederholte sich nach 2 bis 3
Sekunden . In Weii-derstadt sei dieselbe Erscheinung wahr -
geno-mmen worden .

DZ . Freiburg i . Br .» 16. März . Die evangelische LndwigS-
kirche -kann in diesem Jahre auf ihr IVViähriges Bestehen zu -
rÄckblicken. Ihr eigentliches Alter ist aber weit höher ; denn
sie stand ehemals als AbteMrche in -dom Kloster Dennenbach,
« ne Wegstunde von Emmendingen in einem idyllischen Wald¬
tal . Die Abtei wurde im Jahre 1161 gegründet . Später zer¬
fielen die Mostergebäude teilweise, zum Teil wurden sie abge¬
brochen . 1827 wurde -die ehemalige Klosterkirchenach Freiburg
versetzt und von Grotzherzog Ludwig der evangelischen Ge¬
meinde überwiesen , di« sie zu Ehren ihres Stifters Ludwigs¬
kirche taufte . Diese Kirche ist übrigens nicht die einzige in der
Gegend, -die „verseht " wurde . Die katholisch« Kirche im be¬
nachbarten Denzlingen sta-nd vor einigen Jahrzehnten als
katholische Stadtkirche in Emmendingen nnd wurde Stein für
Stein an ihren jetzigen Platz übertragen , als sich für Em -
mendinyen infolge Zunahme der katholischen Gemeinde der
Neubau einer größeren Pfarrkirche notwendig machte.

Dandel und Mirtsckakt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 « .
Kopenhagen 100 Kr.
Italien
London .
Rewyork .
Pari -
Schweiz .
Wien . .
Prag IM

IM L
. 1 Pfd .
. 1 D.
IM Fr .
IM Fr .

Schilling
Kr. 100

17 . » «r,

168 .50
112 .24
19 .345
20.441
4.21
16 .485
80.98
59 .23
12.465

168.92
112 .52
19.385
20.493
4.22
16 .525
81 .18
59 .37
12.505

16 . SU«
• rik

168 .45
112,20
19 .11
20.429
4.2080
16,465
80.99
59.22
12.461

fhrUf
168.87
112.46
19.15
20.481
4.2180
16 .505
81,19
59.36
12 .501

*

omner «» .»» . mmnuQt -&r« Rmttm . -ßtz « errievsnver -
schütz der Sinner -A .G. Karlsruhe -Grünwinkel des Jahre »
1926 beträgt 2243S12 R>M . gegen 2 286682 RM . im Bor .
jahre . Der Reingewinn stellt sich auf 925567 (531006 ) RM .Es sollen bekanntlich 10 Proz . Dividende auf das zusammen¬
gelegte Kapital verteilt werden (i. B . 3 Proz . ) , was einer Di¬
vidende von 6 Proz . auf -daS neue Aktienkapital entspricht.
Der Vortrag auf neue Rechnung wird ans 240000 RM . er¬
höht. Dem Verwaltungsbevicht entnehmen wir : Die Brauerei
konnte trotz des ungünstigen Sommers ihren Ausstotz erhöhen,
derselbe hat -den Friedensausstotz überschritten . In Preßhefe
war der Absatz normal . Die deutsche Mühlen -nrdustrie kommt
infolge der herrschenden Überproduktion nicht auf eine gesund«
Grundlage . Die Nährmittel - und Konservenindustrie leidet
andauernd unter starker Konkurrenz . Die Landwirtschaft liegt
dieses Jahr günstiger als im Vorjahre .

Handels - und Gewerbebank A.G .» Karlsruhe . Der auf den
29 . März einzuberufenden Generalversammlung wird die Er¬
höhung des Aktienkapitals um den Betrag bis zu 3M0M
RM . durch Ausgabe neuer Aktien unter Ausschlutz des ge¬
setzlichen Bezugsrechtes der Stamm -Aktionäre vorgeschlagen. ^

Rheinische Hypothekenbank in Mannheim . In der Aufsichts-
'

ratssitzung am 15. März wurde beschlossen, der Generalver¬
sammlung die Verteilung einer Dividende von 6 Proz . aufdie Vorzugsaktien und von 8 Proz . auf die Stammaktien vor-
zuschlaaen. — Zum weiteren Vorstandsmitglied wurde be¬
stellt Regierungsrat a . D ., Dr . Eduard »on Nicolai aus
Karlsruhe , z . Zt . Direktor der Disconto -Gesellschast, Filiale
Chemnitz.

Gesellschaft für Spinnerei und Weberei Ettlingen . In der
Aufsichtsratssitzung am 16. März -wurde -beschloffen , der Gene¬
ralversammlung , sie für -den 33 . April d. I . «inberufen wirb,
-di« Verteilung einer Dividende von 8 Proz . aus dem nach Vor¬
nahme der Abschreibungen -verbleibenden -Reingewinn von
409 331,89 RM . in Vorschlag zu bringen .

Müllheim -Badrnweiler Eisenbahn A.-G . Dem Bericht über
das 32 . Geschäftsjahr dei Müllheim -Badenwei -er EisenbahnA ..G . in Müllheim ist zu entnehmen , datz die Betriebsein¬
nahmen im Berichtsjahre etwas zurückgegangen sind, was auf
die ungünstige Witterung und den dadurch bedingten schwä.
cheren Ausflugsverkehr zurückzuführen sein dürste . Sowohl
im Personen -, als auch im Güterverkehr erbrachte die Lo¬
kalbahn nicht ganz die Höhe des vorjährigen Umsatzes. Der
Gewinn beläuft sich auf 26 015 M ., wovon bei einem Divi -
dendensatz von 4 Prozent (wie im Vorjahre ) 24 0M M . auf
8M0M M . Aktienkapüal zu verteilen sind , so datz als Vor¬
trag auf neue Rechnung 2015 M . übrig bleiben . Im Be¬
richtsjahr wurden insgesamt 428161 Personen befördert , daS
sind pro Zug 37 Personen . Die Einnahmen aus dem Per¬
sonen- und Gepäckverkehr beliefen sich auf 148 654 SSL , auS
Bern Güterverkehr auf 21441 M. Die durchschnittliche Ein¬
nahme aus einer beförderten Person betrug 0,33 M . Die
Generalversammlung der Gesellschaft findet am 21. März
im Markgräfler Hof in Müllheim statt .

Stastssnzelger
personeller Teil

Ernennungen , Versetzungen . Zuruhesetzungen usw
kor planmäßige » Beamte»

Aus dem Bereich des Staatsministeriums
Ernannt :

Der Präsident des Verwaltungsgerichtshofs vr . Karl
Schneider zum Präsidenten des Kompetenzgerichtshofs.

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Ernannt :

Dt phil . Otto Polensky und Dipl .-Jng . Heinrich Ott a«
Staatstechnikum in Karlsruhe zu Professoren daselbst, Ge¬
werbelehrer Dipl .-Jng . Paul Heine am Staatstechnikum in
Karlsruhe zum Profeffor daselbst , Handelslehrer Ludwig
Wuchert , Vorstand der Handelsschule - in Baden -Baden , zm»
Direktor an der Handelsschule in Breiten , Handelslehrer
August Marx » Vorstand der Handelsschule in Breiten , zum
Direktor an der Handelsschule in Baden-Baden , Technischer
Assistent Balenftn Steinbacher an 8er Psychiatrischen Klinik
der Universität Heidelberg zum Technischen Sekretär , Ober¬
maschinist Heinrich Frey an der Universität Freiburg zu«
Technischen Assistenten, Maschinist Wilhelm Burger an der
Universität Fveiburg zum Obermaschinisten.

versetzt :
Handelslehrer Karl König von der Handelsschule II an di»

Hcmdelsschule l in Karlsruhe und Handelslehrer Otto Ganz ,
man « von der Handelsschule I an die Handelsschule II in
Karlsruhe .

Ministerium des Innern

Znm
Ludwig

Ernannt :
Gendarmeriekommissär Gendarmerieoberwachtmeiste «
Keller in Müllheim .

I

Gin LlaMchlagewevk
für Behörden , Handel - und Gewerbetreibende sowie Private ist daS

Adreßbuch
von Mittelvaden

Soeben erschiene « Soeben erschienen
i . DuvlaG und dev pftursar »

Durlach , Durlach .Aue , Berghausen , GrStzinge «, Grünwettersbach , Hohenwettersbach ,
Iöhlingen , Kleinstetnbach , Königsbach , Singen , Söllingen , Stupferich , Wilferdingen ,

Wolfartsweier , Wöschbach , Wösfinge «
Preis Mark 6.50

ii . GttUnse« nnd dev Aldsan
Auerbach , Burbach , Busenbach , Ettlingen , Ettlingenweier , Etzenrot , Fischweier ,Frauenalb , Freiolsheim , Ittersbach , Langenalb , Langensteinbach , Manzell , Metzttn »
schwander Hof , Mittelberg/Mittelmutschelbach , Moosbron », Neurod , Obermntschel -
bach , Palmbach , Pfaffenröt , Retchenbach , Schieiberg , Schlotterhof , Schluttenbach ,

Schöllbronn , Spessart , Spielberg , Steinhäusle , Untermutschelbach , Anterwald ,
Völkersbach , Weiler , Wetmersmühle

Preis Mark 3.50
Grnwsbttsv-, Stratzen -Vevzeichrrrs , Kandel- mrd G ewevbe-
tvelbende sowie andeve selbstündlae VevnsSaete«, Neddvdeu ,

älrrtevvledtsansratte «, wodlsadvtSelnvrchtmrae», Bevelne
Mit Angabe aller Fernsprech -Anschlüffe , Postseheckkonto - und Sparkassen -
Girokonto -Nummern sowie Bankverbindungen . Nebst historische» und

statistischen Angaben

Verlas G . Nvarm in Karlsruhe

SiitiMl
Streitige Gerichtsbarkeit .
K . 86 . Offenburg . Im

Konkursverfährerr über d .
Vermögen der FirmaSport - & Bersandhaus
« » kur, Inh . Erwin
Spinner in Offenburg ist
Termin zur Verhandlung
über den Zwangsver -
gleichSvorschlag des Ge-
mci »Schuldners bestimmt
auf : DtenStag, den 29.
März 1927, vorm. 11

Uhr, in das Amtsgericht
Offenburg , Zimnier Nr .
17 . Vergleichsvorschlag
liegt auf der Gerichts¬
schreibe rei des Amtsge¬
richts, Zimmer Nr . 15,
zur Einsicht auf .

Offenbnvg , 7 . 3 . 1927 .
Gerichtsschreiberei
des Amtsgericht»

Offenbnrg .
verschied. Bekanntmachungen

6,80 km Bettu ngser -
neuerung zwischen Sta¬
tion Efringen -und Bellin¬

gen nach den vorläufigen
Berdingungsvorschriften

vom 1. Juni 1924 zu ver¬
geben. -Bedin-gnishest und
Angebotsvordrucke (Ab¬
gabepreis 2 RM . ) liegen
bei der Bahnbaninspek-
tion Bcrsel und Bahn¬
meisterei Schlingen auf .
Angebote längstens bis
zum Eröffnungstermin ,
Montag , den 28 . Mär ,
1927, vormittags 11 X
Itke, postfrei mit Auf-
schrift: Betrungserneue -

ruvg einzuveichen. Zu¬
schlagsfrist 3 Wochen .

Basel . 15. 8. 27. « .87
Dentsche Reichsbahn.

Gesellschaft,
Bahnbaninspektion .

Da » Stoffamt der
Reichsbahndirtttio « Karls¬
ruhe »ersteigert Diens¬
tag, 22. März 1927, vor« .
7 )4 Uhr beginnend , gegen
Barzahlung im Geräte¬
hauptlager Karlsruhe , al¬
ter PeHonenbahnhof ,
Eingang Rüppurrerstr „

Bekanntmachung .
Die Mitglieder des -Unterzeichneten Verbandes über¬

nehmen Aufträge nur auf Grund der „Allgemeinen
Geschäftsbedingungen der Güterbeftzitter und Fuhr¬
unternehmer -von Baden nnd der Pfalz "

, die bet
Vertragsabschluß eingefradert werde» könne« . G.228

Mannheim , März 1927 .
Arbeitgeberverband für das MW uad WzW
Transport - u. Verkehrsgewerbe O . , Kitz Mannheim.

Beim Badischen Sparkassen - und Giroverband ist
sofort di« Stelle eine»

Direktors
einer Zweiganstalt der Badischen Girozentrale zu be¬
setzen . Die Anstellung erfolgt auf Privatdienstver¬
trag . Besoldung nach Gruppe XII der Reichsbesol¬
dungsordnung « izüAich einer angemessenen Lei-
stungszulage . Für die Besetzung kommen in erster
Linie Bewerber in Betracht, die im Sparkassen- und
Bankwesen gründliche Erfahrung besitzen , mit den ba¬
dischen Verhältnissen vertraut sind und das 40 . Le¬
bensjahr noch nicht überschritten haben . Bewerbun¬
gen wollen bis zum 31. März 1927 unter Angabe der
Gehaltsansprüche und unter Anschluß eines Lebens¬
laufes sonnt Zeugnissen an den Vorsitzenden des Un¬
terzeichneten Verbandes oingeveicht werden. G .224

Mannheim , den 15. März 1927 .
Der Borfitzend«

dr« Badische « Sparkassen - und Giroverbandes :
Ritter , I . Bürgermeiste,r.

alte Geräte , darunter
Werkbänke, Schraubstöcke ,
Hobelbänke, Schränke, Di-
fthe. Spiegel , Ambosse ,
Winden, Bänke , Hebe-
zeuge, Ofen, Herde, La¬
ternen , Abfalcholz , At¬
metalle , Maschinenteile,
Feldschmieden. Sattler¬
nähmaschine mit Zubehör ,
alte Leinen . « .88

Vergebung Mit Hoch¬
bauarbeiten . Die Schrei¬
ner -, Schlosser- und Tün¬
cherarbeiten zur Anferti¬
gung von 12 neuen To¬
ren {260,0 m'

) am Ma¬
schinenhaus im neuen
Rangierbahnhof Marm -
heim -und die Glaserar¬
beiten zur Anfertigung v.
neuen eichenen Fenstern
(820,0 m?) anstelle der ei¬
sernen an der Stirnseite
der Schwbebühnenbau -

ten ebendaselbst, werden
nach Maßgabe der vor-
Dufigen Verdingungsvor -
schristen der Reichiibahn-
direktion Karlsruhe zur
öffentt . Bewerbung aus¬
geschrieben. Zeichnungen
und Bedingnishest an
Werktagen auf dem
DienstzÄnmer unserer
Hochbaubahnmrösterei 3
an der Feudenhetmer -
Brücke am Rongierbahn -
hof Mannheim zur Ein¬

sicht ; dort auch Angebots-
Vordrucke gegen Selbstko¬
sten , solange Vorrat
reicht , erhältlich . Angebote
find verschossen, postfrei
und mit entsprechender
Aufschrift versehen bis
längstens Donnerstag , d.
»1. März , vorm. 10)4 Uhr,
an di« Bahnbauins pektian
1, Mannheim Tunuelstr .
Nr. 5 Zimmer 17 eiuzu-
reichen. 8 .8g

ZuschagSfrist drei Wo¬
chen.

Der Borstand der
Bahnbauinfpektio « 1

Mannheim .
Lahr . K .75

Güterrechtsregister Lahr
Bd. HI . Seit « 49 . Jvfef
Gruseck , Landwirt i . Kur¬
zell, und dessen Ehefrau
Elisabeth geb. Jäger . Ehe¬
vertrag vom 22 . Februar
1927, Gütertrennung .

Lahr . 14. 3 . 1927 .
Amtsgericht.

Schwetzingen. 8 .84
Güterrechtsregisterein¬

trag Band II Seite 476 :
Goldschmidt, Felix , Kauf¬
mann in .Ketsch, u . Lina
geb . Rhein . Vertrag dom
2 . März 1927 . — ©mm «
genschaftSgemeonschaft m .
BorbehaltSgut .

Schwetzingen, 15. 3. 27.
Bad . Amtsgericht I .

Tauberbischofsheim . « .85
GüterrechtsveyistereM -

trag Band l Seite 485 :
Spießberger , Karl , Land¬
wirt , und Maria Fuliana
verwitwete Dittec geL
Weber in Hof Steinbach
Gemeinde Dittigheim .
Vertrag vom 1 . Februar
1927 . Allgemeine Güter¬
gemeinschaft nach de»
BGB .

Dauberbischofsheim,
den 14. 3. 1927.

Amtsgericht.

Schweisgat
Karlsruhe i . B.

Brbftriuxenstrmß * 4
betm Rondeliflatz

Flügel
Pianinos 759

Harmoniums
Kur beste Fabrikate
Sehr mäßige Preise

Umtausch alter Klaviere

MWes LaudestheM
Freitag , den 18 . März 1927

* F 20 (Freitagmiete )
m

von Verdi
Musikalische Leitung :

Bruno Bondenhoff
vom Stadttheater Danzig

a . G .
In Szene gef . von O >Krantz
Der König Landen
Amneris Strack
Aida Faun
Radames P . Mario «

AmonaSro Weyrauch
Ein Bote Kalnback
Eine Priesterin Blank

Tanz einstudiert von
Edith Bielefeld

Anfang 7' /, Ende 10 '/,I . Sperrsitz Mk - 7 .-
Sa - 19 . März Gastspiel

Rosa Bertens : Reueinstud
Die Welt,

in der « an sich langweilt
So - 20. März nachmittagl

Der Trönbndonr
abends : Reu einstudiert

Tiefland
Im Konzerthaus : © tätz

Druck W. Braun , Karlsruhe
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